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215-4-1-1-1 

Vierte Verordnung 
zur Änderung der 

Katastrophenfondsverordnung 

Vom 2. August 1995 

Auf Grund des Art. 7 Abs. 3 Satz 3 des Bayerischen 
Katastrophenschutzgesetzes (BayRS 215-4-1-1) er­
läßt das Bayerische Staatsministerium des 1nnern 
im Einvernehmen mit dem Bayerischen Staatsmini­
sterium der Finanzen folgende Verordnung: 

§ 1 

§ 1 der Verordnung über den Fonds zur Förde­
rung des Katastrophenschutzes (Katastrophen­
fondsverordnung - KfV) vom 4. Juni 1987 (GVBI 
S. 204, BayRS 215-4-1- 1- 1), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 12. Februar 1993 (GVBI S. 152), er­
hält folgende Fassung: 

,, § 1 

Die Beiträge zum Katastrophenfonds werden 
wie folgt festgesetzt : 

1. Für das Jahr 1995 auf 

- 2100000 DM für den Freistaat Bayern 

- 1 050 000 DM für die Landkreise und kreis-
freien Gemeinden zusammen, 

2. für das Jahr 1996 auf 

- 2 100000 DM für den Freistaat Bayern 

- 1 050 000 DM für die Landkreise und kreis-
freien Gemeinden zusammen. " 

§ 2 

Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Ja­
nuar 1995 in Kraft. 

München, den 2. August 1995 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

Dr. Günther Beckst e in, Staatsminister 



Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt Nr. 19/1995 583 

2030-2-2-1 

Verordnung 
zur Änderung der 

Verordnung über die Laufbahnen 
der bayerischen Polizeivollzugsbeamten 

Vom 8. August 1995 

Auf Grund des Art. 131 des Bayerischen Beam­
tengesetzes erläßt das Bayerische Staatsministe­
rium des Innern im Einvernehmen mit dem Bayeri­
schen Staatsministerium der Finanzen nach Anhö­
rung des Landespersonalausschusses folgende Ver­
ordnung.: 

§ 1 

Die Verordnung über die Laufbahnen der bayeri­
schen Polizeivollzugsbeamten (Lb VPol) vom 
3. März 1994 (GVBI S. 160, BayRS 2030-2-2-1) wird 
wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 
I 

,,(1) 1 Die Ausbildung bei der Bereitschaftspo­
lizei dauert zwei Jahre und sechs Monate. 2Sie 
gliedert sich in drei Ausbildungsstufen. 3 Ziel, 
Ablauf und Inhalt der Ausbildung werden im 
Ausbildungsplan für den mittleren Polizeivoll­
zugsdienst geregelt. " 

2. § 8 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

,,3Die in § 6 Abs. 1 Satz 1 festgelegte Dauer der 
Ausbildung wird verkürzt. " 

3. Es wird folgender § lla eingefügt: 

,,§ lla 

Ausnahme vom Verbot der Altersbeförderung 

Die Beförderung einschließlich des prüfungs­
freien Aufstiegs gemäß § 14 ist für Polizeivoll­
zugsbeamte des mittleren Dümstes bis zum ge­
setzlich bestimmten Zeitpunkt des Eintritts in 
den Ruhestand wegen E~reichens der Alters­
grenze (Art. 135 Abs.1 Satz 1 BayBG) zulässig." 

4. In § 14 Abs.1 wird nach den Worten "vollendet 
haben" ein Komma gesetzt und werden die 
Worte "die uneingeschränkte Laufbahnbefähi­
gung für den mittleren Polizeivollzugsdienst be­
sitzen" eingefügt. 

5. Dem § 15 Abs. 1 wird folgender Satz 2 angefügt: 

,,2 Die Zulassung kann von der erfolgreichen Teil­
nahme an einem Auswahlverfahren abhängig ge­
macht werden. " 

6. Dem § 15 werden folgende Absätze 7 und 8 ange­
fügt: 

,,(7) Abweichend von Absatz 6 können Be­
amte zum Aufstieg in den höheren Polizeivoll­
zugsdienst zugelassen werden, die 

1. das 50. Lebensjahr vollendet haben, 

2. mindestens vier Jahre das Amt eines Ersten 
Polizei -(Kriminal-)hauptkommissars inneha­
ben und die uneingeschrällkte Laufbahnbefä­
higung für den gehobenen Polizeivollzugs­
dienst besitzen und 

3. erkennen lassen, daß sie den . Anforderungen 
des höheren Polizeivollzugsdienstes gewach­
sen sein werden, und in der letzten periodi­
schen Beurteilung mindestens mit dem Prädi­
kat "sehr tüchtig" beurteilt worden sind. 

(8) l Aufstiegsbeamte werden in einer Einfüh­
rungszeit von sechs Monaten mit den Aufgaben 
der neuen Laufbahn vertraut gemacht. 2Die Ein­
führungszeit kann für Beamte entfallen, die be­
reits vor der Zulassung zum Aufstieg schon hin­
reichend Kenntnisse und Fähigkeiten erworben 
haben, wie sie für die neue Laufbahn gebraucht 
werden. 3Das Staatsministerium des Innern 
stellt fest, ob Beamte die Befähigung für den vor­
gesehenen Verwendungsbereich innerhalb der 
Laufbahn des höheren Polizeivollzugsdi~nstes 
besitzen. 4Der Verwendungsbereich kann Amter 
bis zur Besoldungsgruppe A 14 umfassen. 5Das 
Verfahren zur Feststellung-regelt das Staatsmi­
nisterium des Innern durch Verwaltungsvor­
schrift. " 

§ 2 

(1) Diese Verordnung tritt am 1. September 1995 
in Kraft. 

(2) Die Ausbildung von Beamten, die vor dem 
1. September 1995 eingestellt wurden, ist nach den 
bisher gültigen Regelungen abzuschließen. 

(3) § 1 Nr.3 dieser Verordnung tritt mit Ablauf 
des 31. Dezember 1996 außer Kraft. 

München, den 8. August 1995 

Bayerisches Staatsministerium des Innern 

In Vertretung 

Hermann Regensburger, Staatssekretär 
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411-3-W 

Börsenverordnung 

Vom 10. August 1995 

Auf Grund von § 3a Abs.3 Satz 1, § 9 Abs.1 
Satz 3, § 30 Abs. 7 Halbsatz 1 und Abs. 8 Satz 1 des 
Börsengesetzes in der Fassung vom 27. Mai 1908 
(RGBI S.215), zuletzt geändert durch Gesetz vom 
26. Juli 1994 (BGBlI S:.1749), in Verbindung mit § 1 
der Verordnung zur Ubertragung der Ermächti­
gung zum Erlaß von Rechtsverordnungen nach dem 
Börsenrecht vom 7. Februar 1995 (GVBI S.80, 
BayRS 411-1-W) erläßt das Bayerische Staatsmini­
sterium für Wirtschaft, Verkehr und Technologie 
folgende Verordnung: 

§ 1 

Wahl nach Gruppen, Wahlrecht 

(1) Der Börsenrat der Bayerischen Börse besteht 
aus 24 Personen. 

(2) 1 Die Mitglieder des Börsenrats werden für 
die Dauer von drei Jahren aus der Mitte von Wäh­
lergruppen gewählt. 2Wählergruppen bilden: 

1. die zur Teilnahme am Börsenhandel zugelasse­
nen privaten Kreditinstitute einschließlich der 
Ka pi talanlagegesellschaften , 

2. die öffentlich-rechtlichen Kreditinstitute, 

3. die genossenschaftlichen Kreditinstitute, 

4. die Kursmakler, 

5. die an der Börse zugelassenen freien Makler so­
wie sonstige zugelassene Unternehmen, 

6. die Versicherungsunternehmen, deren emittierte 
Wertpapiere an der Börse zum Handel zugelas­
sensind und 

7. die sonstigen Emittenten, deren emittierte Wert­
papiere an der Börse zum Handel zugelassen 
sind. 

(3) 1 Die Sitze im Börsenrat verteilen sich wie 
folgt : 

1. eine Kapitalanlagegesellschaft, 

2. ein genossenschaftliches Kreditinstitut, 

3. drei öffentlich-rechtliche Kreditinstitute, 

4. sieben private Banken, 

5. zwei Kursmakler, 

6. zwei freie Makler, 

7. zwei Versicherungsunternehmen, 

8. fünf Emittenten, 

9. eine Person aus dem Kreis der Anleger. 

2Die Zahl der Kreditinstitute darf insgesamt zwölf 
nicht übersteigen. 

(4) lDas Mitglied, das die Anleger vertritt, wird 
von den übrigen Mitgliedern des Börsenrats mit 
einfacher Mehrheit hinzugewählt. 2Es sollen min­
destens zwei Bewerber vorgeschlagen werden. 

(5) 1 Scheidet ein Mitglied des Börsenrats aus, er­
folgt ein Nachrücken für die Restdauer der Amts­
zeit innerhalb der Wählergruppe, der das ausge­
schiedene Mitglied angehörte. 2Die nichtgewählten 
Bewerber rücken in der Reihenfolge der auf sie ent­
fallenen Stimmen nach. 3Wenn keine Nachrücken­
den vorhanden sind, besteht der Börsenrat aus we­
niger Mitgliedern. 

§ 2 

Stimmrecht 

(1) 1 Wahlberechtigt sind die in § 1 Abs. 2 genann­
ten Unternehmen, die in die Wählerlisten eingetra­
gen sind. 2Jedes Unternehmen hat eine Stimme. 

(2) Wählbar sind bei Unternehmen, die in der 
Rechtsform des Einzelkaufmanns betrieben wer- · 
den, der Geschäftsinhaber, bei anderen Unterneh­
men die Personen, die nach Gesetz, Satzung oder 
Gesellschaftsvertrag mit der Führung der Ge­
schäfte betraut und zu seiner Vertretung ermäch­
tigt sind. 

§ 3 

Wahlausschuß 

(1) lVorbereitung und Durchführung der Wahl 
obliegen dem Wahlausschuß. 2Er setzt sich aus ei­
nem vorsitzenden Mitglied (Wahlleiter) und zwei 
Beisitzenden zusammen, die vom Börsenrat beru­
fen werden. 

(2) Die Zusammensetzung des Wahlausschusses 
ist von der Geschäftsführung durch Börsenaus­
hang und durch Veröffentlichung im amtlichen 
Kursblatt bekanntzumachen. 

§4 

Wahlvorschläge 

(1) lDer Wahlausschuß fordert jede Wähler­
gruppe unter Angabe der zu wählenden Mitglieder­
zahl der Gruppe zur Einreichung von Wahlvor­
schlägen auf. 2Die Aufforderung ist durch Börsen­
aushang und Veröffentlichung im amtlichen Kurs­
blatt an mindestens ·fünf aufeinanderfolgenden 
Börsentagen bekanntzumachen. 

(2) lDer Wahlvorschlag muß die Namen der Be­
werber und der Unternehmen, für die sie sich be­
werben, sowie deren Einverständniserklärungen 
enthalten. 2Der Wahlvorschlag wird dem Wahlaus­
schuß von den Unternehmen mitgeteilt. 

(3) 1 Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe soll 
um mindestens die Hälfte mehr Bewerber enthal­
ten, als ihr an Sitzen zusteht. 2Der Wahlvorschlag 

. darf für jedes Unternehmen nur den Namen einer 
wählbaren Person nach § 2 Abs. 2 enthalten. 
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(4) l Soweit dem Wahlausschuß keine gültigen 
Wahlvorschläge innerhalb von zwei Wochen nach 
dem ersten Tag der Bekanntmachung zugehen, 
stellt der Wahlausschuß die erforderlichen Wahl­
vorschläge unverzüglich selbst auf; Absätze 2 und 3 
gelten entsprechend. 2Kommt auf diese Weise kein 
gültiger Wahlvorschlag zustande, nimmt die Wäh­
lergruppe nicht an der Wahl teil. 

(5) Die gültigen Wahlvorschläge werden inner­
halb der Wählergruppe nach der BuchStabenfolge 
der vorgeschlagenen Bewerber geordnet, zusam­
mengefaßt und entsprechend Absatz 1 Satz 2 be­
kanntgemacht. 

§ 5 

Wählerlisten 

(1) Der Wahlausschuß stellt nach Wählergrup­
pen getrennte Wählerlisten auf. 

(2) 1 Die Wählerlisten sind an fünf aufeinander­
folgenden Börsentagen im Börsensekretariat sowie 
während der Börsenversammlungen im Börsensaal 
zur .Einsichtnahme auszulegen. 2 Die Auslegung der 
Wählerlisten ist durch den Wahlausschuß unter 
Hinweis auf die Einspruchsrechte und -fristen 
nach § 4 Abs. 1 Satz 2 bekanntzumachen. 

(3) lEinsprüche gegen die Richtigkeit und die 
Vollständigkeit der Wählerlisten sind spätestens 
bis zum Ablauf der auf das Ende der Auslegung fol­
genden fünf Börsentage beim Wahlausschuß 
schriftlich einzulegen. 2Einsprüche sind nur mit 
der Begründung zulässig, daß in den Wählerlisten 
aufgeführte Unternehmen nicht mehr zum Börsen­
besuch zugelassen oder daß bei Versicherungsun­
ternehmen oder sonstigen Emittenten deren emit­
tierte Wertpapiere nicht mehr zum Handel an der 
Börse zugelassen sind. 3Nach Ablauf der Ein­
spruchsfrist beschließt der Wahlausschuß unver­
züglich über die erhobenen Einsprüche. 4Soweit er 
sie nicht berücksichtigt, hat er die Einspruchsfüh­
rer unter Angabe der Entscheidungsgründe schrift­
lich zu benachrichtigen. 

(4) lDer Wahlausschuß stellt den Abschluß der 
Wählerlisten nach der Auslegung und der Erledi­
gung der Einsprüche fest . 2Unternehmen nach § 1 
Abs. 2, die nach dem Tag der Feststellung bis zum 
Wahltermin zum Börsenbesuch'zugelassen werden, 
steht ein Wahlrecht nicht zu. 31n den Wählerlisten 
aufgeführte Unternehmen, die während desselben 
Zeitraums ausgeschieden sind, sind in den Wähler­
listen zu streichen. 

§ 6 

Wahltermin 

Wahltag, Wahlzeit und Ort der Wahlhandlung 
werden von dem Wahlausschuß festgesetzt und mit 
der endgültigen Wählerliste bekanntgemacht. 

§ 7 

Wahlleitung 

Der Wahlleiter leitet die Wahl und prüft die Wahl­
berechtigung. 

§ 8 

Wahlvorgang 

(1) Gewählt wird in geheimer Abstimmung nach 
Gruppen. 

(2) 1 Die wahlberechtigte Person kennzeichnet 
durch Ankreuzen auf einem Stimmzettel seiner 
Wählergruppe die von ihm gewählten Bewerber. 
2Auf dem Stimmzettel der Wählergruppe ist anzu­
geben, wieviel Personen aus ihrer Mitte in den Bör­
senrat zu wählen sind; ferner ist zu vermerken, daß 
bei Ankreuzen einer darüber hinausgehenden An­
zahl von Namen der Stimmzettel ungültig wird. 

(3) Die Stimmzettel sind in eine unter Aufsicht 
des Wahlleiters vor Wahlbeginn verschlossene Wahl­
urne zu legen. 

(4) 1 Gewählt sind die Mitglieder der Gruppe, die 
die meisten Stimmen erhalten haben. 2Bei Stim­
mengleichheit entscheidet das Los, das der Wahllei­
ter zieht. 

§ 9 

Briefwahl 

(1) Die Stimmabgabe kann auch im Weg der 
Briefwahl erfolgen. 

(2) Wer durch Briefwahl wählt, hat den Stimm­
zettel unbeobachtet zu kennzeichnen und in den 
Wahlumschlag zu legen. 

(3) 1 Der Wahlumschlag ist zu verschließen und 
die auf dem Wahlschein vorgedruckte Erklärung zu 
unterzeichnen. 21n ihr ist zu bestätigen, daß die 
Stimmabgabe dem Willen der wahlberechtigten 
Per son entspricht. 3Der verschlossene Wahlum­
schlag und der unterschriebene Wahlschein sind in 
den Wahlbriefumschlag zu legen und dieser ist 
rechtzeitig dem Wahlausschuß zuzuleiten. 

(4) Der Wahlbrief darf nach Eingang beim Wahl­
ausschuß nicht mehr zurückgegeben werden. 

§ 10 

Feststellung des Wahlergebnisses 

(1) 1 Über die Wahlhandlung ist eine Nieder­
schrift anzufertigen; in ihr sind nach Wählergrup­
pen gesondert die Zahl der abgegebenen ungülti­
gen und gültigen Stimmzettel sowie die auf die Be­
werber entfallenen Stimmen und die sich daraus 
ergebenden gewählten Mitglieder des Börsenrats 
festzustellen. 21n der Niederschrift sind auch son­
stige, für die Wahlhandlung wesentliche Vorgänge 
zu erwähnen. 

(2) Die Niederschrift ist von den Mitgliedern des 
Wahlausschusses zu unterzeichnen. 

.§ 11 
Bekanntmachung des Wahlergebnisses 

(1) Der Wahlausschuß teilt den in den Börsenrat 
Gewählten das Wahlergebnis schriftlich mit. 

(2) Das Wahlergebnis ist nach § 4 Abs. 1 Satz 2 
unverzüglich in der Weise bekanntzumachen, daß 
die in den Börsenrat gewählten Mitglieder, nach 
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Wählergruppen und ipnerhalb derer nach der 
Buchstabenfolge der Mitglieder geordnet, aufge­
führt werden; ferner ist darauf hinzuweisen, daß 
die Feststellungen der Niederschrift über die Wahl­
handlung im Börsensekretariat an fünf aufeinan­
derfolgenden Börsentagen eingesehen werden kön­
nen. 

§ 12 

Wahlanfechtung 

(1) Wahlberechtigte können Einsprüche gegen 
die Wahl innerhalb einer Woche gerechnet vom Tag 
der ersten Bekanntmachung nach § 11 Abs. 2 an 
beim Wahlausschuß schriftlich unter Angabe der 
Gründe erheben. 

(2)1 Über ordnungsgemäß erhobene Einsprüche, 
die nicht den Antrag enthalten, die Wahl für ungül­
tig zu erklären und eine Neuwahl durchzuführen, 
entscheidet der Wahlausschuß; das gleiche gilt für 
nicht ordnungsgemäß erhobene Einsprüche. 2Die 
Einspruchsführer sind von der Entscheidung unter 
Angabe der Gründe schriftlich zu benachrichtigen. 

(3) Nicht unter Absatz 2 fallende Einsprüche lei­
tet der Wahlausschuß mit seiner schriftlichen Stel­
lungnahme dem Börsenrat zur Entscheidung zu. 

(4) IGibt der Börsenrat einem Einspruch statt, 
ist die Wahl für ungültig zu erklären und zur Vorbe­
reitung und Durchführung einer erneuten Wahl un­
verzüglich ein neuer Wahlausschuß zu berufen. 
2Die Ungültigkeitserklärung der Wahl ist nach § 4 
Abs.1 Satz 2 bekanntzumachen. 3Weist der Börsen­
rat Einsprüche zurück, sind die Einspruchsführer 
von der Entscheidung unter Angabe der Gründe 
schriftlich zu benachrichtigen. 

§ 13 

Wegfall einer sich bewerbenden Person 

(1) IFällt eine auf einem gültigen Wahlvorschlag 
aufgeführte sich bewerbende Person bis zum Wahl­
tag weg oder erfüllt sie nicht mehr die Vorausset­
zungen nach § 2 Abs. 1, wird der Wahlvorschlag un­
gültig. 21st der Wahlvorschlag bereits veröffentlicht 
(§ 4 Abs. 5), macht der Wahl ausschuß die Ungültig­
keit des Wahlvorschlags nach § 4 Abs. 1 Satz 2 be­
kannt. 

(2) Soweit ein ungültig gewordener Wahlvor­
schlag nicht vom Wahlausschuß selbst aufgestellt 
war, fordert der Wahlausschuß die Unterzeichner 
des betreffenden Wahlvorschlags schriftlich zur 
Einreichung eines neuen Wahlvorschlags auf; § 4 
Abs. 1 Satz 1 und Absätze 2 bis 5 gelten entspre-

chend, § 4 Abs. 4 jedoch mit der Maßgabe, daß der 
Wahlausschuß zur Aufstellung eines eigenen neuen 
Wahlvorschlags nur verpflichtet ist, wenn ein ande­
rer gültiger Wahlvorschlag innerhalb der Wähler­
gruppe nicht bereits vorliegt oder nicht fristgerecht 
eingereicht wird. 

(3)1Bei der erforderlichen erneuten Veröffentli­
chung ist, falls ein Wahlvorschlag der Wähler­
gruppe bereits bekanntgemacht war, dq.rauf hinzu­
weisen, daß der geänderte oder neue Wahl vorschlag 
an die Stelle des bisherigen Gruppenwahlvor­
schlags tritt. 2§ 4 Abs. 5 findet entsprechende An­
wendung. 

(4) Stellt der Wahlausschuß gemäß Absatz 2 ei­
nen Wahlvorschlag selbst auf, ist er berechtigt, 
ohne Angabe von Gründen andere Bewerber als die 
des ungültig gewordenen Wahlvorschlags der Wäh­
lergruppe aufzustellen. 

§ 14 

Wegfall einer gewählten Person 

Fällt eine nach § 8 Abs.4 gewählte Person zwi­
schen dem Wahltag und dem Beginn seiner Amts­
zeit als Mitglied des Börsenrats weg oder erfüllt sie 
nicht mehr die Voraussetzungen nach § 1 Abs. 2, er­
folgt ein Nachrücken innerhalb der Wählergruppe, 
der die weggefallene Person angehörte. . 

§ 15 

Amtsdauer des Börsenrats 

Die Amtsdauer des Börsenrats endet mit dem er­
sten Zusammentritt des neugewählten Börsenrats. 

§ 16 

1nkrafttreten 

1 Diese Verordnung tritt mit Wirkung vom 10. Au­
gust 1995 in Kraft. 2Gleichzeitigtritt die Verord­
nung über die Wahl des Vorstands der Bayerischen 
Börse (Wahlordnung Wertpapierbörse) vom 10. No­
vember 1975 (BayRS 411-3-W) außer Kraft. 

München, den 10. August 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Wirtschaft, Verkehr und Thchnologie 

Dr. Otto Wie s heu, Staatsminister 
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791-5-5-U 

Verordnung 
zur Änderung der Verordnung 

über den "Naturpark Haßberge" 

Vom 22. August 1995 

Auf Grund von Art. 11, 45 Abs. l Nr. 2 und Art. 37 
Abs.2 Nr.l des Bayerischen Naturschutzgesetzes 
- BayNatSchG - (BayRS 791-1-U), zuletzt geän­
dert durch Gesetz vom 28 . April 1994 (GVBI S . 299), 
erläßt das Bayerische Staatsministerium für Lan­
desentwicklung und Umweltfragen folgende Ver­
ordnung: 

§ 1 

Die Verordnung über den "Naturpark Haßberge" 
vom 31. März 1987 (GVBl S. 99, BayRS 791-5-5-U) 
wird wie folgt geändert: 

1. In § 4 Nr. 1 und in § 10 Nr. 1 wird jeweils das Wort 
"Einrichtungsplan" durch die Worte "Pflege­
und Entwicklungsplan " ersetzt. 

2. § 7 Abs. 2 Nr. 10 wird aufgehoben ; die bisherigen 
Nummern 11 und 12 werden Nummern 10 und 11. 

3. § 9 Abs.2 wird aufgehoben ; der bisherige Ab­
satz 3 wird Absatz 2. 

4. In § 11 Abs. 1 und 2 wird jeweils das Wort "fünf­
zigtausend" durch das Wort "einhunderttau­
send" ersetzt. 

§ 2 

Diese Verordnung tritt am 1. September 1995 in 
Kraft. 

München, den 22. August 1995 

Bayerisches Staatsministerium 
für Landesentwicklung und Umweltfragen 

In Vertretung 

Dr. Herbert Hub er, S taa tssekretär 
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